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I.	 Datenschutz für die Frau:  
einige Zahlen

Was hat die Gleichstellung bzw. das Gleichstellungsgesetz 
(GlG) mit Datenschutz zu tun? Auf den ersten Blick nichts! 
Hier könnte der vorliegende Beitrag bereits enden. Oder 
doch nicht? Eine kleine "Zahlenbiegerei" zum Einstieg. 
Schaut man 136 Gerichtsentscheide zum Thema Daten-
schutz1 näher an und sortiert sie nach der klagenden Partei, 
lautet das Ergebnis wie folgt:

Diese Zahlen lassen natürlich keinen wissenschaftlichen 
Schluss zu, da einerseits die Anzahl betroffener Fälle eher 
gering ist und andererseits nicht bekannt ist, wie die allge-
meine Gerichtsstatistik in Bezug auf die Klägerschaft aus-
sehen würde. Immerhin darf festgestellt werden, dass sich 
die weiblichen Klägerinnen gegenüber den männlichen 
Klägern in klarer Minderzahl befinden. Schaut man die 27 
Fälle mit weiblichen Klägerinnen ein bisschen näher an, 
kann man diese thematisch noch wie folgt ordnen:

Hier zeigt sich, dass der Datenschutz im Zusammenhang 
mit dem Arbeitsverhältnis eine wichtige Fragestellung für 
Frauen zu sein scheint. Im Vordergrund steht dabei die 
Bekanntgabe von Personendaten an die Arbeitgeberschaft 
anlässlich der Stellenbewerbung (4 Urteile) oder während 
dem Arbeitsverhältnis (3 Urteile). Das Einbringen von Be-
werbungsunterlagen in ein Gerichtsverfahren (1 Urteil) und 
die Videoüberwachung am Arbeitsplatz (1 Urteil) schlies-
sen diese Fälle ab.

Themen wie Informatik, Wirtschaftsrecht (insbesondere 
Bankenrecht) oder Medienrecht scheinen (fast) vollständig 
zu fehlen.

	 Der Unterzeichnete dankt Herrn lic. iur. Daniel Schweri, In-
formatiker und Mitarbeiter des Datenschutzbeauftragten des 
Kantons Luzern, für die Unterstützung bei der Verfassung des 
vorliegenden Beitrags.

1	 Hier wird Datenschutz im weiteren Sinne des Wortes ver-
wendet und die Auflistung enthält auch Fälle zum verfahrens-
rechtlichen Akteneinsichtsrecht oder zu Persönlichkeitsverlet-
zungen (im Sinne von Art. 28 ff. ZGB) durch die Verwendung 
von falschen Informationen (z.B. in den Medien).

2	 BGE 123 III 129; BGE 122 V 267; BGE 4C.192/2001; 
SJZ 1990, 232; JAR 2003, 387; JAR 1997, 106; JAR 1997, 
110; ZR 99/2000, 207; VPB 64.70.

3	 BGE 129 V 323; BGE 123 II 534; VPB 64.68; VPB 62.41.
4	 BGE 128 I 63; BGE 80 I 1; BGE 70 II 127; VPB 62.58.
5	 VPB 65.54; VPB 62.40.
6	 SJZ 1985, 167. 
7	 BGE 126 II 462 (internationale Rechtshilfe); BGE 122 II 204 

(Staatsschutz); BGE 120 Ia 147 (erkennungsdienstliche Un-
terlagen); BGE 113 Ia 257 (Einsicht in ein Polizeidossier); 
BGE 67 II 129 (Auskündung Schuldnerliste); VPB 67.72 
(Berichtigung von Personendaten); VPB 64.71 (Ausübung 
Auskunftsrecht).

Arbeits­
recht

Versiche­
rungen

Familien­
recht

(im weite­
ren Sinn)

Berufliche 
Schweige­
pflicht

Medien Varia

92 43 44 25 16 77
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II.	 Geschlechterspezifische Überlegungen 
zum Datenschutz

Mit Ausnahme der arbeitsrechtlichen Thematik – welche 
generell ein wichtiger Bereich der Gleichstellung ist – kann 
also von einem eher bescheidenen Interesse der Frauen für 
die gerichtliche Durchsetzung des Datenschutzes gespro-
chen werden. Bei der Ursachenforschung ist die Verlockung 
gross, mit diskriminierenden Aussagen aufzuwarten, wie 
beispielsweise:

Frauen sind eher auf Konsens ausgerichtet;
Frauen interessiert die Informatik nicht;
da Männer über die Schlüsselpositionen in der Wirt-
schaft verfügen, sind es auch sie, die im Wirtschaftsrecht 
auftreten;
Frauen verfügen sehr selten über ein eigenes Budget, um 
ihre Rechte gerichtlich durchzusetzen.

Alle diese Aussagen greifen viel zu kurz. Viel interessanter 
ist die Analyse von Beate Rössler8, welche den Stand der 
feministischen Kritik am Datenschutz bzw. am Begriff der 
Privatheit erläutert. Wieso könnten der Begriff und die Um-
schreibung des "Privaten" bei Frauen negative geschlechter-
spezifische Reaktionen auslösen? Schematisch wiedergege-
ben, unterscheidet Rössler zwei Phasen der feministischen 
Auseinandersetzung mit der Thematik:

In einer ersten Phase wurde bemängelt, dass die Frau-
en in der Tradition (quasi als Objekte der Männer) dem 
Bereich des Privaten9 zugeordnet wurden und so von 
der politischen Tätigkeit und vom Erwerbsleben ausge-
schlossen wurden. So habe die Privatheit für die Frauen 
nur eine repressive Funktion, weil die gesellschaftlichen 
Macht- und Dominanzstrukturen permanent in die Fa-
milie hineingreifen und diese organisieren. Über das 
"Private" herrscht der Mann und eine der beherrschten 
Figuren ist die Frau ("my home is my castle")10. In die-
sem Verständnis wird Privatheit sehr klar auf eine geo-
graphische Ab-, ja sogar Ausgeschlossenheit bezogen.
In einer zweiten Phase wurde diese Kritik nuanciert, da 
das Recht auf Privatheit in den Vereinigten Staaten mit 
Blick auf die Regelung des Schwangerschaftsabbruchs 
in Bezug gebracht wurde mit dem Recht auf die Pri-
vatheit des eigenen Körpers11. Dabei war es das Ziel, 
gesellschaftliche Diskriminierungen über die Gewäh-
rung gleicher Privatheitsrechte zu beseitigen und die Pri-
vatheit von derem geschlechterhierarchischen Einfluss 
zu befreien.
Rössler selbst vertritt folgende Auffassung12: "Eine fe-
ministische Konzeption von Privatheit und deren Begrün-
dung (...) geht aus vom liberalen Begriff gleicher Frei-
heiten und damit vom liberalen normativen Postulat des 
gleichen staatlichen und gesellschaftlichen Anspruchs al-
ler Personen auf den Schutz privater Räume und privater 
Lebensdimensionen, um den Sinn individueller Freiheit 
zu gewährleisten. Mit einem solchen Ansatz wäre die 
alte Crux der liberalen Unterscheidung zwischen privat 

–
–
–

–

–

–

–

und öffentlich, nämlich die mit dieser Unterscheidung 
einhergehende und von ihr sanktionierte geschlechter-
spezifische Arbeitsteilung, gerade unterlaufen und über-
wunden, da von vornherein ein egalitärer Ansatz in der 
Bestimmung des Privaten vorgenommen würde und mit 
ihm nicht eine unterschiedliche gesellschaftliche Rollen-
verteilung für Frauen und Männer verbunden wäre."

Privatheit wurde also zunächst als Schöpfung eines patriar-
chalen Gesellschaftsmodells empfunden, um die Frau in ih-
rer Rolle zu definieren bzw. in ihrem Haus einzuschliessen. 
Richtig verstanden gehört aber die Privatheit zu den urei-
gensten Errungenschaften des modernen Menschen, gleich 
welchen Geschlechts, welcher sich mit den Gefahren der 
Informationstechnologien und der automatisierten Auswer-
tung verschiedenster Informationsquellen auseinandersetzt. 
Für den Datenschutz einzustehen, heisst, für die Freiheit 
und nicht für eine Rollenverteilung einzustehen13.

III.	 Überwindung dieses relativen  
Desinteresses durch das 
Gleichstellungsgesetz

Der Datenschutz sieht sich allgemein mit dem Problem des 
geringen Interesses konfrontiert. Wie kann man diese Situ-
ation positiv beeinflussen? Hier gibt es sicher Anstrengun-
gen die nicht geschlechterspezifisch sein müssen. Fraglich 
ist aber, ob es auch geschlechterspezifische Massnahmen 
zur Überwindung dieses Desinteresses geben kann.

a.	 Nicht geschlechterspezifische 
Massnahmen

Heute wird der Datenschutz noch als sehr abstrakte, ernste 
und wissenschaftliche Angelegenheit empfunden. Damit ist 
die Hemmschwelle für eine Auseinandersetzung mit dieser 
Thematik hoch bis sehr hoch angesiedelt. Dabei ist der Da-
tenschutz nicht notwendigerweise komplex und sollte auch 
einfach erläutert werden können. Sofern es gelingt, den Da-
tenschutz spielerisch in einen Lernprozess einzubauen, kann 
sich die Wahrnehmung der Problematik und der Gefahren 

	 8	 Beate Rössler, Der Wert des Privaten, Frankfurt am Main 
2001, 49–55.

	 9	 Hier im Sinne der klassischen familiären Privatheit, inkl. 
"Reproduktionsarbeit"; Rössler (FN 8) 49.

10	 In diesem Sinne auch Elisabeth Holzleithner, Recht Macht 
Geschlecht, Wien 2002, 9.

11	 Rössler (FN 8), 52.
12	 Rössler (FN 8), 54.
13	 Dies scheint leider auch in der "Datenschutzszene" noch 

nicht ganz durchgedrungen zu sein. Gemäss Mitgliederliste 
der Vereinigung der Schweizerischen Datenschutzbeauftrag-
ten sind gegenwärtig lediglich in sechs von sechsundzwanzig 
Kantonen Frauen als Datenschutzbeauftragte tätig (Quelle: 
http://www.dsb-cpd.ch).
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schlagartig (auch oder insbesondere bei der Jugend) ändern.
Als Thema verfügt der Datenschutz in der Regel über 

ungenügende (finanzielle und personelle) Ressourcen. Es 
gibt heute kein eigentliches Lobbying für das Freiheitsrecht 
"Privatheit"14. Da gilt es, die Prioritäten richtig zu setzen 
und eine gute kommunikative Wirkung zu erzielen.

Wenn man dem so genannten "Selbst15- und Systemda-
tenschutz"16 zum Durchbruch verhelfen will, muss man die 
Medienkompetenz der Konsumentinnen und Konsumenten 
erhöhen. Viele Fehler werden heute aus schlichter Un-
wissenheit begangen. Zudem müssen wirtschaftliche und 
rechtliche Anreizsysteme geschaffen werden, damit es für 
den Hersteller von Informationstechnologie und die Unter-
nehmen interessant ist, möglichst schonende Datenverar-
beitungssysteme herzustellen oder einzusetzen (ähnlich wie 
bei den Bioprodukten im Lebensmittelsektor).

b.	 Geschlechterspezifische Massnahmen

Es ist natürlich sehr heikel, geschlechterspezifische Mass-
nahmen für die Überwindung eines Problems vorschlagen 
zu wollen, ohne selber wieder diskriminierende Aussagen 
zu machen. Nachfolgend soll das eine ohne das andere er-
reicht werden.

Nicht überraschend ist die Feststellung, dass sich Frauen 
anscheinend am meisten für den Datenschutz interessieren, 
wo er ihnen eben ermöglichen soll, die Gleichstellung zu er-
wirken. Dabei muss präzisiert werden, dass der Datenschutz 
oft zu Unrecht sogar als Instrument zur Verhinderung der 
Durchsetzung von Gleichstellung ins Feld geführt wird. So 
scheitern manchmal Anfragen zu Lohnvergleichen an der vor-
geschobenen Begründung des Datenschutzes. Hier bleibt fest-
zustellen, dass dieses Argument nicht immer zutreffend ist. So 
enthalten statistische Lohnvergleiche in der Regel keine Per-
sonendaten und können ohne Verletzung von Persönlichkeits-
rechten bekannt gegeben werden. Sollen die Vergleiche auf 
persönlicher Ebene stattfinden, können sie mit Einwilligung 
der betroffenen Personen auch vorgenommen werden. Zudem 
stellt sich die Frage, ob eine Frau – angesichts der geltenden 
Rechtsordnung – bei fehlender Einwilligung nicht zumindest 
ein überwiegendes Interesse an einem solchen persönlichen 
Lohnvergleich geltend machen kann (siehe Art. 13 Abs. 2 
DSG). Schliesslich können solche Vergleiche mutmasslich 
auf dem prozessualen Weg bei der Arbeitgeberschaft durch 
Edition verlangt werden, dem steht der Datenschutz gemäss 
Art. 2 Abs. 2 Bst. c DSG auch nicht im Wege17.

Im arbeitsrechtlichen Bereich geht es andererseits sehr 
oft darum, dass die Arbeitgeberschaft geschlechterspezi-
fische Informationen über Mitarbeiterinnen erhalten will, 
die sie in derselben Art von keinem Mann verlangen wür-
de oder könnte (z.B. die Frage nach einer bestehenden oder 
gewünschten Schwangerschaft18). Weil solche Fragen nicht 
nur persönlichkeitsverletzende, sondern auch diskriminie-
rende Auswirkungen haben können, wurden sie bereits vor 
längerer Zeit zu Themen von Gerichtsverfahren19.

Hat sich das GIG mit dieser Fragestellung auseinander-
gesetzt? Diese Frage kann insofern bejaht werden, als auch 

die "informationelle Diskriminierung" angegangen wurde. 
Hat sich der Gesetzgeber einer geschlechterspezifischen 
Datenschutzmassnahme angenommen? Dem ist nachfol-
gend kurz nachzugehen.

c.	 Art. 3 Abs. 1 GIG als Datenschutznorm

Art. 3 Abs. 1 GIG wird als Herzstück des Gleichstellungs-
gesetzes bezeichnet, weil er ein Verbot der direkten20 oder 
indirekten21 Diskriminierung aufgrund des Geschlechts auf-
stellt22; das Diskriminierungsverbot ist absolut zwingend23. 

14	 Dabei ist die empirische Feststellung von Datenschutzbeauf-
tragten bemerkenswert, dass man es nicht geschafft hat, sich 
mit einem Bereich wie dem Konsumentenschutz zusammen 
zu tun, um gewisse Fragen oder Themen gemeinsam aufzu-
nehmen. Eine solche Zusammenarbeit wäre – m.E. für beide 
Seiten – von grösstem Interesse.

15	 Unter "Selbstdatenschutz" versteht man die technische und 
organisatorische Kompetenz der Konsumentinnen und Kon-
sumenten, sich selbst vor Missbräuchen zu schützen. Für 
weitere Ausführungen siehe Hansjürgen Garstka, Selbst-
datenschutz, in Perspektive Datenschutz, Bruno Baeriswyl/
Beat Rudin (Hrsg.), Zürich 2002, 159 ff.

16	 Der "Systemdatenschutz" ist eine Qualität der Datenverarbei-
tungssysteme (Soft- und Hardware), die von selbst auf eine 
Vermeidung oder eine Reduktion der Bearbeitung von Perso-
nendaten achtet bzw. welche die Sicherheit der Bearbeitung 
von Personendaten auch ohne Eingriff der bearbeitenden Per-
son organisiert (z.B. durch die automatische Aktualisierung 
von "Firewalls", durch "Antivirenprogramme" oder durch 
frühzeitige "Pseudonymisierung" oder "Anonymisierung" 
der Informationen; für weitere Ausführungen siehe http://
www.datenschutzzentrum.de/systemdatenschutz/index.htm).

17	 Ausführlichere Informationen dazu finden sich z.B. auf der 
Website des Eidgenössischen Datenschutz- und Öffent-
lichkeitsbeauftragen (EDÖB) zum Thema Datenschutz im 
Arbeitsverhältnis – Merkblatt über die Auswirkungen des 
Gleichstellungsgesetzes, abrufbar unter http://www.edoeb.
admin.ch/index.html?lang=de > Dokumentation > Daten-
schutz > Merkblätter > Gleichstellungsgesetz.

18	 Die Bedeutung dieser Frage wurde vom Gesetzgeber endlich er-
kannt, weshalb eine Frau ausdrücklich wegen einer Schwanger-
schaft nicht (mehr) diskriminiert werden darf (Art. 3 Abs. 1 GIG).

19	 JAR 1997, 106.
20	 Von direkter Diskriminierung spricht man bei einer Mass-

nahme, die sich ausdrücklich auf die Geschlechtszugehö-
rigkeit oder auf ein Merkmal bezieht, das regelmässig nur 
von den Angehörigen eines der beiden Geschlechter erfüllt 
wird; Elisabeth Freivogel, in: Margrith Bigler-Eggenber-
ger/Claudia Kaufmann (Hrsg.), Kommentar zum Gleichstel-
lungsgesetz, Basel 1997, Rz. 6 ff. zu Art. 3 GIG.

21	 Die indirekte Diskriminierung ist eine formal geschlechts-
neutrale Massnahme oder Verhaltenweise, welche aber be-
nachteiligende Auswirkungen auf ein Geschlecht hat; Elisa-
beth Freivogel (FN 21), Rz. 13 ff. zu Art. 3 GIG.

22	 Oliver Steiner, Das Verbot der indirekten Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts im Erwerbsleben, Diss. Basel 
1999, 331.

23	 Elisabeth Freivogel (FN 21), Rz. 2 zu Art. 3 GIG.
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Es verbietet auch jede Diskriminierung durch die Verarbei-
tung von Personendaten. Selbstverständlich hat Art. 3 Abs. 1 
GIG Geltung für das gesamte Arbeitsverthältnis, "insbeson-
dere für die Anstellung, Aufgabenzuteilung, Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen, Entlöhnung, Aus- und Weiterbildung, 
Beförderung und Entlassung". Die datenschutzrechtliche 
Dimension von Art. 3 Abs. 1 GIG lässt sich nur im Zusam-
menhang mit der Bearbeitung von Personendaten (im Sinne 
von Art. 3 DSG) erfassen. Welchen Einfluss hat diese Norm 
auf die Bearbeitung von Personendaten durch das Unter-
nehmen? Anders gefragt: Welche Personendaten darf ein 
Unternehmen bearbeiten bzw. auf welche Personendaten 
darf es sich abstützen, um Entscheidungen im Bereich der 
Anstellung, Aufgabenzuteilung, Gestaltung, Arbeitsbedin-
gungen, Entlöhnung, Aus- und Weiterbildung, Beförderung 
und Entlassungen zu fällen?

Inhaltlich sind alle Fragestellungen, welche eine ge-
schlechterspezifische Bevorzugung vermuten lassen, recht-
lich mindestens kritisch, wenn nicht gar unzulässig. Die 
Frage nach einer bestehenden oder geplanten Schwanger-
schaft ist hier auch nur ein Beispiel unter vielen. Weitere 
diskriminierende Fragen sind ebenso problematisch, bei-
spielsweise die Frage nach:

den bestehenden familiären Verhältnissen, mit dem kla-
ren Ziel zu erforschen, ob eine Frau – die sich für eine 
Stelle bewirbt – neben der beruflichen Tätigkeit mit der 
Betreuung ihrer Kinder überlastet wäre;
einer Sterilisation (anstelle der Frage nach einer ge-
wünschten Schwangerschaft);
einem Engagement in einer feministischen Organisation 
oder die Frage nach einer feministischen Überzeugung;
einer bestehenden hetero- oder homosexuellen partner-
schaftlichen Beziehung.

Ein absolutes Verbot der Bearbeitung solcher Personen-
daten kann jedoch nicht aus dem GIG abgeleitet werden. 
So können bestimmte berufliche Tätigkeiten auch einem 
spezifischen Geschlecht vorbehalten bleiben24. Zudem stellt 
sich die Frage, inwieweit das Einholen einer Angabe mit 
der Verwendung dieser Information als Entscheidungskri-
terium gleichzusetzen ist. Damit ist aber Art. 3 Abs. 1 GIG 
keine klassische Datenschutzbestimmung. Es geht hier 
nicht so sehr darum zu wissen, welche Information bear-
beitet oder nicht bearbeitet werden darf. Es geht viel mehr 
darum, dass eine Massnahme nicht auf ein geschlechtliches 
Merkmal abgestützt wird. Zumindest kann aber doch be-
hauptet werden, dass das geschlechtliche Merkmal für die 
Entscheidung so lange unerheblich ist, als die geschlecht-
liche Zugehörigkeit der betroffenen Person unbekannt ist. 
Deshalb schützt sich auch die Arbeitgeberschaft am besten 
gegen den Vorwurf der Diskriminierung, indem sie gewisse 
Informationen gar nicht einholt.

d.	 De lege ferenda

Aus den vorstehenden Ausführungen geht hervor, dass 
Art. 3 Abs. 1 GIG keine echte Datenschutzbestimmung ist. 

–

–

–

–

Für die Ergreifung verschiedener Massnahmen bzw. für 
verschiedene Entscheidungen darf zwar grundsätzlich nicht 
auf die geschlechtliche Situation einer Person abgestützt 
werden, das bedeutet aber nicht ipso iure, dass gewisse Per-
sonendaten absolut nicht bearbeitet werden dürfen25. Will 
man der Zielsetzung des Gesetzgebers noch einen Schritt 
näher kommen, müsste man – zumindest im Bewerbungs-
verfahren26 – viel mehr die Frage nach der Einführung von 
zwingend anonymisierten oder pseudonymisierten Verfah-
ren stellen27.

Natürlich überrascht eine solche Forderung in ihrer Ra-
dikalität. Sie verunmöglicht den persönlichen Kontakt im 
Bewerbungsverfahren28 und führt dazu, dass persönliche 
Befindlichkeiten wie Sympathie, "Chemie" oder Teamfä-
higkeit nicht oder nur in einem sehr rudimentären Rahmen 
beurteilt werden können. Deshalb ist von einer klar ableh-
nenden Haltung der Arbeitgeberschaft auszugehen. Sind 
aber letztlich nicht alle Neuerungen im Bereich der Gleich-
stellung und insbesondere das Frauenstimmrecht anfäng-
lich auf eine grosse Gegenwehr gestossen?

Zudem wäre die Schweiz nicht Vorreiterin in diesem Be-
reich. In Frankreich wurde im Rahmen der Gesetzgebung 
über die Chancengleichheit im Artikel 24 genau eine sol-
che Bestimmung eingeführt. Den Bewerberinnen und Be-
werbern muss, sofern eine Unternehmung mindestens 50 
Mitarbeitende angestellt hat, ein anonymes Bewerbungs-
verfahren garantiert werden29. Zwar geht es in dieser fran-
zösischen Gesetzgebung nicht nur um die Chancengleich-
heit zwischen Mann und Frau, sondern auch und vor allem 
um die Chancengleichheit zwischen Franzosen und auslän-

24	 Dressman oder Mannequin für die Vorführung spezifischer 
Kleidung oder allenfalls Sänger bzw. Schauspielerin für be-
stimmte Rollen (dazu nuanciert Elisabeth Freivogel (FN 21), 
Rz. 36 ff. zu Art. 3 GIG).

25	 Selbst wenn eine solche Bearbeitung für die Beurteilung der 
Diskriminierung bei weitem nicht unerheblich ist.

26	 Aber auch in anderen Verfahren, die ein solches Vorgehen er-
möglichen (z.B. Lohnerhöhung).

27	 Anonyme oder pseudonyme Verfahren werden immer öfter in 
Prüfungssituationen verwendet. Sehr oft sind die Unterlagen 
für schriftliche Prüfungen nur noch mit einer Matrikelnum-
mer identifizierbar.

28	 Selbstverständlich gäbe es noch die Möglichkeit, mit moder-
nen Medientechnologien zu Interviewtechniken zu greifen, 
welche die befragte Person anonym halten (Interview über 
eine Webcam, mit entsprechenden Verzerrungstechnologien). 
Dies scheint aber weder sehr realistisch, noch nützlich.

29	 Loi no 2006–396 du 31 mars 2006 pour l'égalité des chances, 
veröffentlicht im Journal Officiel vom 2. April 2006, 4950. 
Art. 24 lautet wie folgt: "Dans les entreprises de cinquante 
salariés et plus, les informations mentionnées à l'article L. 
121–6 et communiquées par écrit par le candidat à l'emploi 
doivent être examinées dans des conditions préservant son 
anonymat. Les modalités d'application du présent article sont 
déterminées par décret en Conseil d'Etat".
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dischen Bewerberinnen und Bewerbern. Dies ist aber sicher 
kein Hinderungsgrund für unsere eigene Gesetzgebung.

IV.	 Folgerungen
Frauen interessieren sich möglicherweise nicht "spon-
tan" für Datenschutz und Privatheit. Anfänglich wurde die 
"Privatsphäre" sogar als Mittel zur Zementierung der ge-
schlechtlichen Rollenaufteilung empfunden. Aus heutiger 
Sicht wird der Gleichstellungsnutzen des Datenschutzes 
vor allem in einer restriktiven Informationspflicht von Be-
werbern an einem beruflichen Bewerbungsverfahren gese-
hen. In einem solchen Verfahren könnte der Gesetzgeber 
die Spielregeln noch verschärfen, indem er ein zwingend 
anonymisiertes Bewerbungsverfahren vorschreibt. Selbst-
verständlich hätte ein solches Verfahren nicht nur Vorteile, 
selbst für die an einer Bewerbung beteiligten Frauen.

Letztlich sollten sich die Frauen aber noch verbreitet 
und vermehrt mit dem Datenschutz auseinandersetzen, geht 
man vom Anspruch aller Personen auf den Schutz privater 
Räume und privater Lebensdimensionen aus, um den Sinn 
individueller Freiheit zu gewährleisten. Ist es nicht ein 
denkwürdiger und tragischer Zufall, dass die erste Bundes-
rätin der Schweiz und deren persönliche Mitarbeiterin aus-
gerechnet über ein abgehörtes Telefonat an Hans W. Kopp, 
dem Ehemann der Bundesrätin, gestolpert sind30? Sagt dies 
nicht auch etwas über die Privatheit und die Gleichstellung 
aus?

30	 Siehe dazu BGE 116 IV 56.

Auf den ersten Blick hat die Gleichstellung nichts mit Daten
schutz zu tun. Dies wirkt sich auch auf die Anzahl Klägerinnen 
in Datenschutzfragen aus: nur rund 20% der klagenden Par-
teien in Gerichtsverfahren zum Datenschutz sind Frauen. Dies 
hängt vielleicht auch damit zusammen, dass historisch gesehen 
die Privatsphäre als Repressionsraum gegenüber der Frau em-
pfunden wurde. Immerhin kann der Datenschutz im Bereich 
der Sicherstellung einer diskriminierungsfreien Arbeitswelt 
eine erhebliche Bedeutung haben. Art. 3 Abs. 1 GlG stellt ein 
Diskriminierungsverbot auf, welches dazu führt, dass die Bear-
beitung von gewissen Personendaten zumindest heikel ist. Fra-
glich ist, ob das Gesetz genug weit geht. Die Einführung von 
anonymen Bewerbungs- oder Lohnerhöhungsverfahren könnte 
in diesem Bereich ein wichtiger Fortschritt sein.


